
Bundessozialgericht

&&BL229192

Vcrkündet am
2M„ Februar 1966

_I m N a m e n d e s
„

V o l k e 5

In dem Rechtsstreit

„„°au„„„„;„„„°„„„„„„„„„„‚„o„„o„„°„„„„°°oooou„„„„„,

Beklagte und Revisionsklägerin,

g e g e n _
6“

„‚„„„„„„„„°„„„„„‚„°‚„„„„„„„„oo„„°„‚„„„„oeoe°‚oo„„‚

Kläger und Revisionsbeklagter,

oe1geladen:
„„„„„°„‚„°„„c„„ „„„„„ „„„„„„„° „„„„„„ „o„

hat der 12° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 24° Februar 1966 durch

Senatspräsident R a a c k

— Vorsitzender —

Bundesrichter Dru S c h u b e r t

Bundesrichter _‚-Dr° F r i e d e r i c hs

Bundessozialrichter S c h m i d t

Bundessozialrichter Z 0 l l e n k o p f
- w‘ \ . ‚

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 280 März 1963

wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger die außergericht-

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu

erstatten°
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Die beklagte Landesversicherungsanstalt (LVA) und die
beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte

(BfA) streiten darüber, was unter "letztem Beitrag"

im Sinne des 5 1311 Abs° 1 Satz 1 der Reichsversiche-

rungsordnung (EVO) und des @ 90 Abs° 1 des Angestellten—
vcrsicherungsgesetzes (AVG) zu verstehen ist und wer von

ihnen dem Kläger Rente zu gewähren hat„ -

Für den‘wegen eines aktiven rechtsseitigen Lungenpro—

zesses von Februar 1954 bis Mai 1956 in verschiedenen

Krankenhäusern und Heilanstalten behandelten und schließ-

lich operierten Kläger sind Pflichtbeiträge bis zum
1° Februar 1954 zur Invalidenversicherung (JV) und vom

130 September 1957 an zur Angestelltenversicherung GAnV)

auf Grund einer Tätigkeit als technischer Zeichner ent-

richtet° Die Beklagte lehnte den am 25° Juli 1957 bei ihr

gestellten Rentenantrag des Klägers ab, weil bereits seit

1954 Invalidität vorliege und mit den bis dahin entrich—

teten Beiträgen die gesetzliche Wartezeit nicht erfüllt

sei (Bescheid vom 24, Mai 1960)„

Das Sozialgericht (SG) hat auf die dagegen erhobene Klage
die Beklagte antragsgemäß verurteilt, dem Kläger Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit vom la November 1959 an zu ge—”

währen„ Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung

der Beklagten zurückgewiesen (Urteil vom 28. März 1963)°

Die Vorinstanzen haben den Kläger als spätestens von

August 1958 an wieder berufsfähig angesehen; erst im
November 1959 sei er erneut erwerbsunfähig geWOrden‚ so

daß mit den inzwischen zur AnV entrichteten Beiträgen

nunmehr die Wartzeit erfüllt sei° Für die Feststellung‘

..}-
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und Zahlung der Leistung hielten sie die beklagte LVA für

zuständig und passiv legitimiert, da im Zeitpunkt der“

Antragstellung der letzte Beitrag des Klägers zur Arbeiter-

rentenversieherung (ArV) entrichtet war; auch nach dem vor
der jetzigen Zuständigkeitsregelung des 5 1311 EVO und

$ 90 AVG geltenden Wanderversieherungsabkommen vom 12° Juni

1944 habe sich die Zuständigkeit danach bestimmt, an wel—

chen Versicherungsträger der letzte Beitrag vor der Antrag-

stellung entriehtet_worden sei° ’

Hiergegen wendet sich die Beklagte mit der zugelassenen

Revision° Der "letzte Beitrag” sei, so meint sie, derje—
nige im Zeitpunkt der Bescheiderteilung°

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des Landessozialgerichts Hamburg vom

280 März 1963 sowie des Sozialgerichts Hamburg

vom 14„ Juni 1962 aufzuheben und die Klage abzu-
weisen°

Die Béigeladene beantragt,
_,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen°

‘„1
Der Kläger beantragt,

die außergerichtlichen Kosten des Verfahrens dem

unterliegenden Versicherungsträger aufzuerlegen°

II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet"

Nach s 1311 Aosa 1 Satz 1 RVO,5 90 Abs„ 1 Satz 1_AVG ist
bei Wanderversicherten für die Feststellung und Zahlung

der Leistung der Träger des Versicherungszweiges zustän-

dig, an den der letzte Beitrag entrichtet ist° Diese Vor-

_ 4 -
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schriften lassen offen, ob "letzter Beitrag" der letzte
Beitrag im Zeitpunkt der Antragstellung oder derjenige

im Zeitpunkt der Bescheiderteilung ist° Hierfür ist von

Bedeutung, was im vorliegenden Zusammenhang unter "Fest-

stellung" zu verstehen ist, Der Begriff "Feststellung"

wird in der EVO sowohl für das gesamte Verfahren zur
Feststellung der Leistungen durch die Versicherungsträ-

ger gebraucht (zu vgl„ die Überschriften vor @15A5 EVO)
als auch für die Entscheidung des VGrsicherungsträgers

(Si 1568 ff und 1630 ff EVO). Daß im vorliegenden Zusam-
menhang jedoch mit "Feststellung" das gesamte, in den
Rentenversicherungen der Arbeiter wie der Angestellten

mit dem Leistungsantrag beginnende Feststellungsverfah—

ren gemeint ist, und daß "letzter Beitrag" der letzte
Beitrag im Zeitpunkt der Antragstellung ist, ergibt sich

einmal daraus, daß nur diese Auslegung sinnvoll ist und

zu zweckmäßigen Ergebnissen führt° Würde man unter

"letztem Beitrag" denjenigen im Zeitpunkt der Bescheid-
erteilung verstehen, müßten Beiträge, die für den Ver—

sicherten zwischen der Antragstellung und der Bescheid—

erteilung an einen Träger eines anderen Versicherungs-

zweiges entrichtet wären, zwangsläufig einen Zuständig—

keitswechsel des Vérsicherungsträgers herbeiführena

Außerdem wären alsdann vor jeder Bescheiderteilung durch

den angegangenen Versieherungsträger noch Ermittlungen

darüber erforderlich, ob der Versicherte bis zum Zeit-

punkt der Bescheiderteilung etwa an den Träger eines

anderen Versicherungszweiges noch Beiträge entrichtet

hätte°

Das bei dieser Auslegung gewonnene Ergebnis, daß die mit

der Antragstellung begründete Zuständigkeit während des

Feststellungs- und Zahlungsverfahrens unverändert fort—

dauert, steht auch mit dem sonst im Verfahrensrecht be—

kannten Grundsatz, eine einmal begründete Zuständigkeit

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5...

bei Veränderung der sie begründenden Umstände bestehen zu
lassen - perpetuatio fori —

(z„B° @ 265 Abs° 2 Nr° 2 der

Zivilprozeßordnung, 5$ 43, 45 Abs° 5 des Gesetzes über

Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit —FGG—,

@ 90 Abso } Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung -VerwGO—‚

% 94 Abs„ 5 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—‚55 326, 325
des Lastenausgleichsgesetzes -LAG-) in Einklang (vgl°

Komm„ zur EVO, 4„ und 5D Buch, herausgegeben vom Verband

Deutscher Rentenversicherungsträger, 6° Aufl„‚ Anm° 4 zu

@ 1311)°

Die Auslegung, daß "letzter Beitrag” nur derjenige im Zeit-

punkt der Antragstellung ist, findet zudem eine Stütze in

5 1311 Abs„ 1 Satz 2 RVG und 5 90 Abs° 1 Satz 2 AVG, wonach
bei der letzten gleichzeitigen Beitragsentrichtung an

mehrere Versieherungszweige der zuerst angegangene Versiche-

rungsträger zuständig ist° Auch hier ist die Zuständigkeit

aus Gründen der Zweckmäßigkeit von der Tatsachader Antrag-

stellung, also von dem Beginn des Feststellungsverfahrens,

abhängig gemacht°

Der Senat sieht sich in seiner Auslegung bestätigt durch

die bis zu dem Inkrafttreten der Rentenversicherungs-Neu—

'regelungsgesetze (10 Januar 1957) gültige Regelung der

Nr° l Abs° 1 letzter Satz des Wanderversicherungsabkommens

vom 12° Juni 1944 - AN 1944, 246 —, wonach, sofern nicht

mindestens 60 Beiträge zur AnV nachgewiesen waren, die zur

Zeit der Antragstellung entrichteten Beiträge für die Zustän—

digkeit des Versicherungsträgers maßgebend waren° Es ist näm-

lich kein Grund dafür ersichtlich, daß der Gesetzgeber durch

5 1311 Abs„ 1 Satz 1 RVO, @90 Abs° 1 Satz 1 AVGvon dieser
‚einfachen und zweckmäßigen Regelung abgehen wollte°

Diesem Auslegungsergebnis-stehen die Entscheidungen des

].° Senats des Bundessozialgerichts vom 15° März 1961 — 1 RA

173/57 - (BSG 14, 86, 90) und des 4„ Senats des BSG vom
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1° Juli 1965 —‘4 RJ 7/61 —(SozH @1511 Nr„ 5) nicht ent—
gegen° In diesen Entscheidungen ist lediglich ausgesprochen,

daß spätere Ereignisse, die nach Ergehen des Bescheides im

Laufe des Rentenstreitverfahrens‘eintreten, die Zuständigkeit

des RentenvcrsiCherungsträgers nicht beeinflussen können°

Auch aus dem RGnténversicherungs-Finanzausgleichsgesetz vom

23° De2ember1964(BGBlI 1090)ergibt sich nichts Gegentei—
iigesc Dieses Gesetz berührt die Zuständigkeit eines Renten—
VOPSiChGPUHgSEPÄgerS für die Feststellung und Zahlung einer
Leistung nicht° Es regelt allein die Aufteilung der Bundes—

zuschüsse neu (Vgl° Schewe, Das Rentenversicherungs«Finanz—

ausgleichsgesetz‚ BABl 1965, 1.39)°

Da der Kläger im Zeitpunkt der Antragstellung Beiträge zur

Invalidenversicherung entrichtet hatte, war die Beklagte

gemäß @@1311 Abs„ 1 Satz 1 EVO, 90 Abso 1 Satz 1 AVGdafür
zuständig‚ die Rente des Klägers wegen Erwerbsunfähigkeit

’festzustellen und sie ihm zu zahlen° Dies hat das Berufungs—

gericht im Ergebnis zutreffend ausgesprochene Deshalb mußte

die Revision der Beklagten zurückgewiesen werden°

Die Kostenentsch®idung folgt aus 5 193 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

